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Ich frage den Senat:  

1. Sind dem Senat Pressemeldungen bekannt, 
wonach es in den vergangenen Jahren bei 
Fahrprüfungen zum Erwerb der Fahrerlaubnis, 
wiederholt zu Unregelmäßigkeiten – wie z.B. 
Manipulationen bei der schriftlichen und/oder 
praktischen Fahrprüfung - gekommen ist? 

2. Um welche Art von Unregelmäßigkeiten handelt 
es sich dabei im einzelnen und wie bewertet der 
Senat derartige Unregelmäßigkeiten? 

3. Wer sind die jeweiligen Beteiligten und gegen 
welche Fahrschulen sind Ermittlungsverfahren 
eingeleitet (ggf. schon abgeschlossen)? 

4. Welche Vorkehrungen hat der Senat getroffen 
um derartige Unregelmäßigkeiten in Zukunft zu 
vermeiden? 

5. Trifft es zu, dass das Landesamt für Bürger- und 
Ordnungsangelegenheiten (LABO), alle 
ehemaligen FahrschülerInnen der an den 
Unregelmäßigkeiten beteiligten Fahrschulen 
ohne konkreten Verdacht und ohne Anhörung 
der betroffenen FahrschülerInnen, zu einer 
erneuten schriftlichen und praktischen 
Fahrprüfung aufgefordert hat? 

6. Wie bewertet der Senat die Vorgehensweise des 
LABO? 

7. Wie viele ehemalige FahrschülerInnen sind auf 
diese Weise aufgefordert worden, sich einer 
erneuten schriftlichen und praktischen 
Fahrprüfung zu unterziehen? 

 
 
 
 
 

 

8. Hält es der Senat für angemessen, alle 
FahrschülerInnen der an den 
Unregelmäßigkeiten beteiligten Fahrschulen 
ohne Anhörung unter Generalverdacht zu stellen 
und diesen die Fahrerlaubnis zu entziehen bzw. 
diese zu einer erneuten schriftlichen und 
praktischen Fahrprüfung aufzufordern? 

9. Welche Rechtsmittel haben die betroffenen 
ehemaligen FahrschülerInnen, um sich gegen 
diesen Generalverdacht rechtlich zu wehren und 
warum werden/wurden die Betroffenen nicht 
angehört? 

10. Wie gedenkt der Senat sich dieser Sache 
anzunehmen, um Unannehmlichkeiten für alle 
Seiten auf ein Minimum zu reduzieren und 
welche Lösungen schlägt der Senat vor, um 
Gerichte und Ämter vor unnötiger Arbeit zu 
schützen? 
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